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Änderungsantrag zu A01: Kapitel 2.1
Antragstellende Personen: Simon Kaiser, Joshy Marroquin, Nathalie Flemming,Julian Klauder, Mikko Reitz, Aron Seifert, Jamil Kellou, Michael Weber, Aaron Finger
Die Kreisversammlung des Kreis Verbands Region Hannover der Partei „Die Linke“ mögefolgende Änderung (Ergänzungen sind gelb hervorgehoben und Streichungen sinddurchgestrichen) zum Antrag A01, dem Kommunalwahlprogramm, beschließen:
2.1 Öffentliche Daseinsvorsorge1
Die Kommunen stellen eine Vielzahl von öffentlichen Gütern und Dienstleistungen bereit – von
der Abwasserentsorgung bis hin zur Kfz-Zulassung. Sie stehen dabei im Zentrum der sozialen
Auseinandersetzung – zwischen öffentlichem Bedarf und kapitalistischer Verwertungs(un)logik.
Öffentliche Gelder und Aufträge dienen als Subventionen für lokale Unternehmen und ihre
Besitzer*innen und die Dienstleistungen der Verwaltung sichern die Produktion und
Reproduktion der Arbeiter*innenklasse, damit das Kapital einen stetigen Fluss an
Ausbeutungsmaterial, also uns arbeitende Menschen, hat. Einerseits engagieren sich viele
Menschen ehrenamtlich, andererseits werden die Mittel für öffentliche Einrichtungen extrem
knappgehalten. Viele Menschen engagieren sich im sogenannten “Ehrenamt” und stellen für
ein paar Worte des Lobs ihre - unbezahlte - Arbeitskraft zur Profitmaximierung einzelner
Kapitalist*innen oder der Sicherung der Reproduktion ihrer eigenen Klasse zur Verfügung. Aber
Geld ist ausreichend da, es muss nur anders verteilt werden. Wir brauchen
Handlungsspielräume statt Sparzwang. Bundespolitisch setzen wir uns daher u.a. für eine
Wiedereinführung der Vermögensteuer und einen höheren Spitzensteuersatz ein. Wesentliche
Teile der höheren Einnahmen sollen den Kommunen zugutekommen, um den kommunalen
Investitionsstau zu beenden. Diese Verhältnisse können nicht einfach durch “bessere”
Haushaltsführung, einer “sozialeren” Verwaltung oder ein wenig “Umverteilung” geändert
werden. Es braucht ein grundsätzliches Umdenken unseres Verständnisses des Staates und
ein Brechen mit unserer Gutgläubigkeit, was seine Zwecke angeht. Da dies einen
grundlegenden Systemumbruch erfordert, der in der aktuellen Phase noch fern scheint,
müssen wir unsere Chancen nutzen, um diese Zukunft näher zu bringen und die Bedingungen
für diesen Umbruch vorzubereiten.

Unsere Forderungen:

• Spielplätze und Schwimmbäder müssen in kommunaler Hand bleiben, bedarfsgerecht
neu gebaut und konsequent barriereärmer gestaltet werden.
• Stärkung des Ehrenamtes: Ehrenamtliche leisten beträchtliche Teile der
öffentlichen Daseinsvorsorge, sei es in freiwillige Feuerwehren, öffentlichen



Schwimmbädern, bei Sportvereinen, der DLRG, der Tafel und vielen weiteren sozialen
Initiativen. Sie brauchen gut ausgestattete und hinreichend finanzierte Wirkungsstätten.
• Lohn statt “Ehre”: Keine Überausbeutung durch Ehrenamt und Bezahlung von
tatsächlich geleisteter Arbeit, um das Engagement für die Gesellschaft fair zu entlohnen.
Jede geleistete ehrenamtliche Tätigkeit ist Beweis dafür, dass dort eine bezahlte Stelle
benötigt wird. Diese müssen geschaffen werden.

• Schaffung solidarischer Räume und niedrigschwelliger Hilfsangebote, die offen für alle
sind.
• Armut aktiv bekämpfen: Etablierung von Präventionsketten gegen Kinder- und
Jugendarmut sowie feste Koordinierungsstellen für Armutsbekämpfung in allen
Kommunen, damit niemand aufgrund von Ausbeutung des Kapitals auf der Straße
enden muss
• Bürokratie abbauen: leichterer niedrigschwelliger Zugang zu Sozialleistungen (z. B.
Ausweitung des Hannover Aktiv-Passes auf Geringverdiener*innen bis zur
Pfändungsfreigrenze und automatischer Postversand ohne Antragsdschungel
komplizierte Anträge).
• Förderung von Stadtteil- und Volksküchen für ein solidarisches Miteinander.
• Einführung von Bürgerhaushalten, um die Menschen direkt an Entscheidungen zu
beteiligen.

• Keine Subventionierung von Privatunternehmen, da sie die Arbeiter*innen ausbeuten
• Finanzierung von Räumen für die Organisation der Arbeiter*innen und gemeinnützigen
Organisationen

Langfristig kämpfen wir natürlich für eine Einrichtung von Arbeiter*innenräten und eine
öffentliche Daseinsvorsorge in der Hand der Menschen, die hier leben und arbeiten.

Begründung:
Im Absatz vor den Forderungen ist es wichtig tatsächlich zu erklären, was diese„öffentliche Hand“ ist und was sie tatsächlich tut. Es ist unglaublich wichtig Menschen dietatsächlichen Verhältnisse zu erklären, statt sie an Umverteilungsphantasien glauben zulassen, denn Probleme werden nicht durch einfache Umverteilung von Geldern gelöst. DieProbleme sind systemisch. Uns stets auf den Verwaltungsapparat zu berufen, der dieVerhältnisse und Bedingungen für unsere Ausbeutung aufrecht erhält, ist kontraproduktivund verankert die Idee des nationalistischen „Wir“ im Kopf der Arbeiter*innen.
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